Was ist Recht und wozu dient das Recht ?

Das Zusammenleben von Menschen muss durch Verhaltensregeln geregelt werden. Ohne Verhaltensregeln käme es ständig zu Konflikten mit der Gefahr, dass diese eskalieren und der Friede in der Gesellschaft gebrochen wird.

	
	Menschliche Verhaltensregeln




	äussere Regeln
	
	innere Regeln




	Brauch
	
	Sitte
	
	Recht
	
	Moral


Das Besondere an den Verhaltensregeln des Rechts ist, dass der Staat für ihre Einhaltung sorgt, um den Frieden zu sichern. Recht soll aber auch gerecht sein, indem es die Grundregeln der Ethik in durchsetzbare Verhaltensregeln umsetzt.

Die Erfahrung zeigt, dass es trotz der Verhaltensregeln zu Konflikten kommt. Um sie zu lösen, kann man das Gespräch suchen, einen aussen stehenden Mediator beiziehen und - wenn es zu keiner Einigung kommt - die Gerichte anrufen.

Öffentliches Recht

	Staat

	
	
	Eine hoheitliche Handlung beruht auf feststehenden Bestimmungen

	Bürger
	
	


Privates Recht 

	Bürger eventuell Gemeinde als Privatperson
	
	Bürger
	
	Eine Handlung beruht auf vertraglicher Vereinbarung zwischen den Parteien








Grundsätze für die Verwaltungstätigkeit













Grundsätze des Privatrechts







öffentliches Recht





Privatrecht





Bürgerr





Behörde als Vertreterin des Staates





Gleichstellung





Bürger





Behörde mit Befehlsgewalt


Bürger untergeordnet





Bürger





Treu und Glauben (BV Art. 5 Abs. 3 und Art. 9, KV § 2)





Der Bürger muss sich auf Auskünfte und Handlungen der Verwaltung verlassen können.





Legalitätsprinzip (BV Art. 5 Abs. 1, KV § 10)





Verfassungsmässigkeit der Gesetze / Gesetzmässigkeit der Verwaltung: Die Tätigkeit der Verwaltung beruht stets auf einer gesetzlichen Grundlage.





Willkürverbot (BV Art. 9, KV § 10)





Jede Person hat Anspruch darauf, von den staatlichen Organen ohne Willkür und nach Treu und Glauben behandelt zu werden.


- grobe qualifizierte Unrichtigkeit, 


- offensichtliche Unhaltbarkeit,


- klare und unlösbare innere Widersprüchlichkeit, 


- krasser Verstoss gegen das Gerechtigkeitsempfinden.





Rechtsgleichheit (BV Art. 8, KV § 10)





Die Verwaltung muss alle Personen mit den gleichen Voraussetzungen in der gleichen Situation gleich behandeln.


- Diskriminierungsverbot


- Gleichstellung von Mann und Frau





Verhältnismässigkeit (BV Art. 5 Abs. 2, KV § 2 und 8)





Eine Massnahme darf nicht über das hinausgehen, was zur Erreichung des Zweckes erforderlich ist.


- geeignet


- erforderlich


- zumutbar


- mildestes Mittel





Rechtliches Gehör (BV Art. 29 Abs. 2, KV § 22)





Der Bürger muss die Möglichkeit haben, sich zu einem ihn belastenden Entscheid vorgängig äussern zu können und hat Anspruch darauf, dass seine Anliegen gewürdigt werden.





Gebot, sich nach Treu und Glauben zu verhalten





Art. 2 Abs. 1 ZGB


Fairness bei der Ausübung von Rechten und Pflichten.





Verbot des Rechtsmissbrauchs





Art. 2 Abs. 2 ZGB


Verbot der nutzlosen Rechtsausübung








Beweisregel





Art. 8 ZGB


Wer etwas will, muss es beweisen können.











